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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 837. Sitzung am 12. Oktober 
2007 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren zu prüfen, ob zur Vermeidung von Wettbewerbs- 
nachteilen inländischer Pensionsfonds nicht eine stär- 
kere Flexibilisierung der Bedeckungsvorschriften für 
Pensionsfonds unter Ausnutzung der durch die so ge- 
nannte EU-Pensionsfondsrichtlinie (Richtlinie 2003/41/ 
EG vom 3. Juni 2003) insoweit eröffneten Spielräume 
angezeigt ist. 

Begründung 

Mit dem Siebten Gesetz zur Änderung des Versiche- 
rungsaufsichtsgesetzes (Bundesratsdrucksache 446/05) 
wurden die Rechnungslegungsgrundsätze für deutsche 
Pensionsfonds an internationale Maßstäbe angepasst mit 
dem Ziel, deren internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. 

Als weiterhin nachteilig für inländische Pensionsfonds 
erweisen sich jedoch die Bedeckungsvorschriften, die 
gegenüber denjenigen in anderen Ländern üblichen rest- 
riktiver gefasst sind. Die in § 115 VAG vorgesehene Ver- 
pflichtung des Arbeitgebers zum unverzüglichen Aus- 
gleich bei einer vorübergehenden Unterdeckung eines 
Pensionsfonds von über 5 Prozent durch Bankbürgschaft 
oder Garantie führt zum einen zu einer zusätzlichen Be- 
lastung der Liquidität. Zum anderen wird die Attraktivi- 
tät ausländischer Pensionsfonds begünstigt, die in ihren 
Herkunftsländern keinem vergleichbaren Reglement un- 
terliegen. Dies wirkt sich im Ergebnis nachteilig für den 
Finanzstandort Deutschland aus. 

Um den Wettbewerbsnachteilen inländischer Pensions- 
fonds abzuhelfen, sollten daher die aufsichtsrechtlichen 


Rahmenbedingungen flexibler gefasst werden. Als eine 
Möglichkeit käme die Einführung des Instruments des 
Sanierungsplanes entsprechend Artikel 16 der EU-Pen- 
sionsfondsrichtlinie oder eine Verbreiterung des Korri- 
dors der vorübergehenden Unterdeckung in § 115 Abs. 2 
Satz 3 VAG in Betracht. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 14 Abs. 7 VAG) 

ln Artikel 1 Nr. 7 ist in § 14 Abs. 7 nach Satz 1 folgender 
Satz einzufügen: 

„Sind ausschließlich Aufsichtsbehörden der Länder be- 
teiligt, genügt die Veröffentlichung in dem von den Län- 
dern bestimmten Veröffentlichungsblatt.“ 

Begründung 

Dies entspricht wörtlich der bis November 2006 gültigen 
Vorschrift (§ 14 Abs. 3 Satz 2 VAG), die durch Artikel 1 1 
Nr. 1 des Gesetzes über elektronische Handelsregister und 
Genossenschaftsregister sowie das Untemehmensregister 
(EHUG) mit der Begründung gestrichen wurde, dass eine 
Differenzierung je nach der Beteiligung von Ländern 
„heute nicht mehr zeitgemäß“ sei. 

Es reicht völlig aus, wenn Bestandsübertragungen von 
regional tätigen Versicherungsuntemehmen - in der Re- 
gel kleinere Versicherungsvereine mit örtlich eng be- 
grenztem Wirkungskreis — , die in den alleinigen Zustän- 
digkeitsbereich der Länder fallen, dem Geschäftsgebiet 
entsprechend auch nur regional bekannt gemacht wer- 
den. Darüber hinaus ist auch aus Kostengründen eine 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger für diese kleinen 
Versicherer unter Landesaufsicht nicht vertretbar. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 14 Abs. 8 - neu - VAG) 

In Artikel 1 Nr. 7 ist dem § 14 folgender Absatz anzu- 
fügen: 
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„(8) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die 
Genehmigung haben keine aufschiebende Wirkung.“ 

Begründung 

Bestandsübertragungen sind regelmäßig aufwendige 
wirtschaftliche Transaktionen, die für die beteiligten Un- 
ternehmen mit hohem administrativen und finanziellen 
Aufwand verbunden sind. Die Blockade einer solchen 
Transaktion, die schon durch den Widerspruch auch nur 
eines einzigen Versicherungsnehmers oder Vereinsmit- 
glieds gegen die Genehmigung ausgelöst werden kann, 
hat regelmäßig verheerende finanzielle Folgen für die 
beteiligten Unternehmen und körmen die gesamte Trans- 
aktion wirtschaftlich sinnlos machen, selbst wenn die 
Rechtmäßigkeit der Genehmigung später (nach meist 
mehrjähriger Verfahrensdauer) gerichtlich festgestellt 
wird. Eine solche Blockade auf Grund einer Anfech- 
tungsklage eines einzelnen Versicherungsnehmers wäre 
für die betroffenen Unternehmen unverhältnismäßig, da 
die Belange des Versicherungsnehmers bereits in ausrei- 
chendem Maße durch die Prüfung der Solvabilität und 
die Prüfung nach § 14 Abs. 4 VAG-E sowie bei VVaG 
nach Absatz 3 sichergestellt sind. 

Hinzu kommt im Hinblick auf Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit, dass es widersprechenden Versiche- 
rungsnehmern tatsächlich regelmäßig nicht um die Ver- 
hinderung der Umstrukturierungsmaßnahme als solcher 
geht, sondern darum, eine günstigere finanzielle Rege- 
lung für sich selbst zu erhalten. Mit der Verweisung sol- 
cher Streitigkeiten vor die Zivilgerichte wird diesem An- 
liegen indes in rechtsstaatlich ausreichender Weise 
Rechnung getragen. Genehmigung der Bestandsübertra- 
gung und verbindliche Festsetzung der Entschädigungs- 
höhe können so sinnvoll entkoppelt werden. Damit ist 
letztlich allen Beteiligten gedient. 

Die Rechtmäßigkeit der Genehmigung bleibt in vollem 
Umfang justiziabel. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 44a Abs. 1 Satz 1 VAG) 

ln Artikel 1 Nr. 10 ist in § 44a Abs. 1 Satz 1 das Wort 
„Barabfindung“ durch das Wort „Abfindung“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf sieht zwingend eine Abfindung vor. 
§ 44a Abs. 3 VAG-E stellt hinsichtlich der Bemessung 
der Gegenleistung auf Regelungen ab, die aus § 181 
UmwG entnommen sind. Nach dieser Regelung kom- 
men aber neben der Abfindung auch versicherungstech- 
nische Abfindungen in Form von zeitweiliger Prämien- 
freiheit, Erhöhung der Versicherungssumme oder der 
Gewirmanteile in Betracht (vgl. Lutter, UmwG, § 181 
Rn. 7). Um den VVaG auch im Rahmen der Bestands- 
übertragung größeren Gestaltungsspielraum zu eröffnen, 
sollte von dem zwingenden Gebot einer Abfindung in 
bar abgesehen werden. Dies gilt umso mehr, als die Be- 
gründung anführt, der Gesetzentwurf wolle schwer er- 
klärbare Unterschiede bei den Rechtsfolgen einer Be- 
standsübertragung und einer Umwandlung beseitigen. 


5. Zu Artikel 1 Nr. Ha- neu - (S 56a Satz 6 - neu - 
VAG) 

ln Artikel 1 ist nach Nummer 1 1 folgende Nummer ein- 
zufügen: 

,11a. Dem § 56a wird folgender Satz 6 angefügt: 

„Lebensversicherungsuntemehmen sind darüber hi- 
naus berechtigt, in Ausnahmefällen mit Zustimmimg 
der Aufsichtsbehörde die Rückstellung für Beitrags- 
rückerstattung, soweit sie nicht auf bereits festge- 
legte Überschussanteile entfällt, heranzuziehen, um 

1. unvorhersehbare Verluste aus den überschuss- 
berechtigten Versicherungsverträgen auszuglei- 
chen, die auf allgemeine Änderungen der Ver- 
hältnisse zurückzuführen sind, 

2. die Deckungsrückstellung zu erhöhen, wenn 
die Rechnungsgrundlagen auf Grund einer un- 
vorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden 
Änderung der Verhältnisse angepasst werden 
müssen.““ 

Begründung 

Lebensversicherungsuntemehmen sollte ermöglicht wer- 
den, im Notfall zur Stärkung der Deckungsrückstellung 
RfB-Mittel einzusetzen. Diese Erweiterang wäre sinn- 
voll und auch erforderlich, da entsprechende Notfallsitu- 
ationen durchaus realistisch sind, etwa werm auf Gmnd 
einer deutlich gestiegenen Lebenserwartung die vorhan- 
denen Deckungsrückstellungen für die Rentenversiche- 
mng nicht mehr ausreichen sollten. 

Da nach dem neuen VVG die kalkulatorischen und bi- 
lanziellen Sicherheitsmargen der Lebensversicherangs- 
untemehmen reduziert werden, ist die Möglichkeit, 
RfB-Mittel zur Stärkung der Deckungsrückstellung ein- 
zusetzen, umso dringlicher, damit es bei einer unvorher- 
sehbaren Entwicklung der Rechnungsgmndlagen zu kei- 
ner Schieflage kommt. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 64a Abs. 6 Satz 2 VAG) 

In Artikel 1 Nr. 12 ist in § 64a Abs. 6 Satz 2 das Wort 
„endet“ durch das Wort „beginnt“ zu ersetzen. 

Begründung 

Bei der Implementiemng des Risikomanagements gemäß 
§ 64a VAG-E werden lediglich Übergangsfristen für klei- 
nere Unternehmen gemäß Absatz 5 gewährt, obwohl in 
der Gesetzesbegründung zu § 64a Abs. 5 VAG-E aus- 
drücklich anerkannt wird, dass es zur Einfühmng eines 
angemessenen Risikomanagements in der Praxis er- 
fahmngsgemäß eines Zeitraums von mehr als einem Jahr 
bedarf. Es sollten daher allen Unternehmen Übergangs- 
fristen von mindestens einem Jahr eingeräumt werden. 
Für Unternehmen, deren Geschäftsjahr 2007/2008 z. B. 
bereits im Juni 2008 beginnt, wäre dies nicht der Fall. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 77 Abs. 2 Satz 2 VAG) 

Artikel 1 Nr. 14 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Ergänzung läuft auf ein Aufrechnungsverbot für 
Rückversicherungsuntemehmen gegen Forderungen des 
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Erstversicherungsuntemehmens hinaus. Durch die Ein- 
führung einer solchen Bestimmung würden Rückversi- 
cherungsuntemehmen unangemessen benachteiligt. Die 
Gesetzesbegründung, wonach bei einer entsprechenden 
Aufrechnungsmöglichkeit für Rückversicherungsunter- 
nehmen eine Gefährdung der Versicherten eintreten 
könnte, da eine solche Aufrechnung das Sicherungsver- 
mögen schmälern würde, verkennt die Realität. Ein Auf- 
rechnungsverbot für Rückversicherungsuntemehmen ist 
aus der Natur des Vertragsgegenstandes heraus (Transfer 
des Risikos aus den Erstversicherungsverträgen) ver- 
fehlt. Die Leistung des Rückversicherers ist unmittelbar 
auf die Risiken des Erstversicherungsbestandes bezogen. 
Der Übernahme von Risiko steht die Zahlung von Rück- 
versicherungsprämie durch den Erstversicherer gegen- 
über. Die intendierte Änderung von § 77 Abs. 2 VAG 
hätte zur Folge, dass für Forderungen des Rückversiche- 
rers zumindest gegenüber deutschen Kunden ein kom- 
plettes Aufrechnungsverbot greifen würde und damit die 
Gleichwertigkeit von Forderung und Gegenforderung 
einseitig gestört würde. Die jetzige Regelung würde 
dazu führen, dass für ein Rückversicherungsuntemeh- 
men keine Möglichkeit mehr besteht, seine Forderungen 
gegen einen Erstversicherer durchzusetzen, werm ein 
zahlungsfähiger Erstversicherer seiner Leistungsver- 
pflichtung ohne erkennbaren Gmnd nicht nachkommt. 

Die beabsichtigte Regelung ist schließlich mit der inter- 
national etablierten und praktizierten Abrechnungspraxis 
zwischen Rückversicherer und Erstversicherer nicht ver- 
einbar: 

Zwischen Erst- und Rückversicherer ist es gängige Pra- 
xis, dass unterjährig eine Verrechnung im Rahmen eines 
Kontokorrents der jeweils sich gegenüberstehenden fäl- 
ligen Fordemngen aus eineiu oder mehreren Rückversi- 
cherungsverträgen erfolgt. Der Abrechnungssaldo stellt 
dann am Ende des Geschäftsjahres gemäß § 16 Rech- 
VersV einen eigenen Bilanzposten beim Erstversicherer 
auf der Aktivseite dar (beim Rückversicherer umgekehrt 
auf der Passivseite eine Abrechnungsverbindlichkeit). 
Die geplante Bestimmung fuhrt dazu, dass eine Saldie- 
rang der jeweiligen Ansprüche aus den Rückversiche- 
rangsverhältnissen in Zukunft nicht mehr möglich wäre. 
Die neue Regelung würde damit zu völlig unpraktikab- 
len Ergebnissen führen. Ein Aufrechnungsverbot würde 
dazu führen, dass eine Verrechnung in Zukunft nicht 
mehr möglich ist (vgl. hierzu Beck’ scher Versiche- 
rangsbilanz-Kommentar § 16 RechVersV Rn. 4: „Ab- 
rechnungsfordemngen und -Verbindlichkeiten gegenüber 
demselben Unternehmen können miteinander verrechnet 
werden, soweit sie i. S. v. § 387 BGB aufrechenbar ... 
sind.“). 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregiemng äußert sich zur Stellungnahme des 

Bundesrates wie folgt: 

1 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

Die Bundesregierung wird der Prüfbitte hinsichtlich der Fle- 
xibilisierung der Bedeckungsvorschriften für Pensionsfonds 

entsprechen. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 14 Abs. 7 VAG) 

Der Vorschlag wird abgelehnt. Es besteht kein Bedarf für 
eine bundesgesetzliche Regelung. Die Länder sind nicht ge- 
hindert, eine entsprechende Regelung durch Landesgesetz 
zu treffen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 14 Abs. 8 - neu - VAG) 

Der Vorschlag wird abgelehnt. Eine Verkürzung des Rechts- 
schutzes der Versicherten sollte die Ausnahme bleiben. Es 
hat in den vergangenen Jahren eine Reihe umfangreicher 
Untemehmensumstrukturierungen in der Versicherungs- 
wirtschaft gegeben, ohne dass es zu Problemen durch die 
Ausnutzung von Rechtsschutzmöglichkeiten gekommen 
wäre. Sofern im Einzelfall Bedarf für eine Beschränkung 
des Rechtsschutzes besteht, kann ein Verwaltungsgericht 
diesen bereits nach geltendem Recht anordnen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 44a Abs. 1 Satz 1 VAG) 

Der Vorschlag wird abgelehnt. Die bisherigen Erfahrungen 
deuten darauf hin, dass die Abfindung pro Versicherungs- 
nehmer nur einen geringen Betrag ausmachen wird. Würde 
den Unternehmen freie Hand bei der Auszahlung von Ab- 
findungen gelassen, könnte die Erstattung durch entspre- 
chende Verfahrensgestaltungen ganz entwertet werden, z. B. 
durch Gewährung von „Gutscheinen“ mit langen Haltefris- 
ten. 

5. Zu Artikel 1 Nr. lla-neu-(§ 56a Satz 6 - neu - VAG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 64a Abs. 6 Satz 2 VAG) 

Die Bundesregierung weist daraufhin, dass die kurze Über- 
gangsfrist erforderlich ist, um die Unternehmen anzuhalten, 
frühzeitig mit der Überprüfung ihres Risikomanagements zu 
beginnen. Die Verwaltungspraxis der BaFin wird den sich 
aus der Kürze der Übergangsfrist ergebenden Konsequen- 
zen im Einzelfall selbstverständlich Rechnung tragen, werm 
z. B. vollständige Quartalsberichte erst nach einer gewissen 
Übergangszeit vorgelegt werden können. Entscheidend ist, 
dass die Grundsätze für das Risikomanagement frühzeitig 
verbindlich normiert sind. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 77 Abs. 2 Satz 2 VAG) 

Der Vorschlag wird abgelehnt. Die Änderung ist erforder- 
lich, um eine ungeplante Regelungslücke im VAG zu besei- 
tigen. Im Falle der Insolvenz eines Versicherungsuntemeh- 
mens haben die Ansprüche der Versicherten Vorrang vor 
den Ansprüchen aller anderen Gläubiger. Durch die bisher 
vom Gesetz nicht erfasste Aufrechnungsmöglichkeit kön- 
nen Rückversicherer diesen Vorrang umgehen und sich da- 
mit zu Lasten der Versicherten eine privilegierte Gläubiger- 
stellung verschaffen. Diese Lücke muss daher geschlossen 
werden. 

Im Übrigen handelt es sich nicht um ein generelles Aufrech- 
nungsverbot, da nicht alle, sondern nur die in § 66 Abs. 6a 
VAG aufgeführten Ansprüche gegen die Rückversicherer 
erfasst werden. Vom Aufrechnungsverbot sind lediglich For- 
derungen eines Versicherungsunternehmens gegen den Rück- 
versicherer betroffen, die zum Sicherungsvermögen gehören, 
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d. h. zum Veraiögen, das zur Erfüllung der privilegierten 
Ansprüche der Versicherungsnehmer aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen dient. Bei Schadenversicherungen, die 
mehr als drei Viertel des Rückversicherungsgeschäfts aus- 
machen, gibt es solche Forderungen praktisch überhaupt 
nicht. Gegenüber den sonstigen Forderungen eines Versi- 
cherungsuntemehmens gegen das Rückversicherungsunter- 
nehiuen ist die Aufrechnung weiter möglich. 
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